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Unentgeltliche Heilfursorge fir Polizeibeamte der
Bereitschaftspolizei

- hohe Mehrkosten gegeniber Beihilfesystem er-
fordern Reform der Heilfursorge -

Im Jahr 2012 lagen die durchschnittlichen Kosten fir die
Heilfliirsorge fast ein Drittel Gber den Kosten fiir Bei-
hilfeleistungen je Polizeibeamten. Damit verursachte die
unentgeltliche Heilfirsorge Mehrkosten von mindestens
832.000 €. Vor diesem Hintergrund und angesichts ge-
anderter Rahmenbedingungen ist eine Umstellung des
Heilflirsorgesystems erforderlich.

Eine systematische Personalbedarfsberechnung als
Grundlage fur eine sachgerechte Personalausstattung
des Arztlichen Dienstes der Bereitschaftspolizei lag
nicht vor. Daflir erforderliche Basisdaten, wie beispiels-
weise Arbeitsmengen und Fallzahlen, waren nicht ermit-
telt worden. Die Betreuungsrelation zwischen Arztli-
chem Dienst und Heilfirsorgeberechtigten wich zwi-
schen den vier Standorten der Bereitschaftspolizei deut-
lich voneinander ab.

Das Sanitatspersonal bestand Gberwiegend aus Polizei-
beamten mit Zusatzausbildung. Es ist wirtschaftlicher,
bereits ausgebildete Fachkréafte einzusetzen.

Geschéaftsprozesse wie Patientenverwaltung und Mate-
rialbewirtschaftung wurden wegen fehlender IT-Fachan-
wendungen nicht effizient abgewickelt.

Allgemeines

Die Polizeibeamten der Bereitschaftspolizei haben einen Anspruch auf unentgeltli-
che Heilfiirsorge, solange sie Dienstbeziige erhalten®. Die medizinische Betreuung
wird durch den Arztlichen Dienst der Bereitschaftspolizei oder durch externe Stel-
len (z. B. Facharzte, Krankenanstalten oder Physiotherapeuten) sichergestellt.

Heilfirsorgeberechtigte haben auf3erdem einen Anspruch auf Beihilfe fir solche
Leistungen, die nicht oder nicht in vollem Umfang von der Heilfirsorge erfasst wer-
den, gleichwohl aber nach den Grundséatzen des Beihilferechts beihilfefahig sind?.
Auch fur ihre Familienangehorigen erhalten sie Beihilfeleistungen.

Alle ubrigen Polizeibeamten - auch die Anwarter - sind ausschlie3lich beihilfebe-
rechtigt.

Der Rechnungshof hat die Heilfiirsorge fiir Polizeibeamte der Bereitschaftspolizei
gepruft und einen Kostenvergleich mit dem Beihilfesystem vorgenommen.

L § 113 a Abs. 1 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 20. Oktober 2010 (GVBI. S. 319), zuletzt gean-
dert durch Gesetz vom 8. Oktober 2013 (GVBI. S. 359), BS 2030-1.

2 g9 Beihilfeverordnung Rheinland-Pfalz (BVO) vom 22. Juni 2011 (GVBI. S. 199), zuletzt geéndert
durch Gesetz vom 18. Juni 2013 (GVBI. S. 157), BS 2030-1-50.
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Wesentliche Prifungsergebnisse
Fehlende Personalbedarfsbemessung fur den Arztlichen Dienst

Der Arztliche Dienst der Bereitschaftspolizei gliedert sich in den Zentralen Dienst
mit Sitz in Mainz und die Arztlichen Dienste an den Standorten Enkenbach-Alsen-
born, Koblenz, Mainz und Wittlich-Wengerohr. Die Aufgaben des Arztlichen
Dienstes wurden von insgesamt 37 Mitarbeitern mit Stellenanteilen von - umge-
rechnet - 34 Vollzeitkraften erledigt®. Davon waren mit der Heilfirsorge (medizini-
sche Betreuung der Polizeibeamten, Genehmigung und Einleitung von Heilverfah-
ren sowie Abrechnung der Heilfursorgeleistungen) umgerechnet 18 Vollzeitkréfte
befasst.

Der Personalausstattung des Arztlichen Dienstes lag keine systematische Perso-
nalbedarfsberechnung zugrunde. Die dafir erforderlichen Basisdaten, wie bei-
spielsweise anfallende Arbeitsmengen und Patienten-/Fallzahlen, waren nicht er-
mittelt worden. Auch ein Kennzahlenvergleich zwischen den Standorten des Arztli-
chen Dienstes oder mit externen Sanitatseinrichtungen war nicht vorgenommen
worden.

Vor diesem Hintergrund hat der Rechnungshof die Versorgungsdichte, d. h. das
Verhaltnis von Arzten und Sanitatspersonal zu Heilfiirsorgeberechtigten (Betreu-
ungsquote), untersucht. Diese wich an den vier Standorten des Arztlichen Dienstes
deutlich voneinander ab:

Versorgungsdichte in der Heilfursorge nach Standorten

Standort Polizeiarzte* Betreuungs- Sanitatspersonal Betreuungs-

(VZK®) quote (VZK®) quote
Enkenbach- ) .
Alsenborn 0,5 1:800 4,4 1:90
Koblenz 0,3 1:867 3,7 1:70
Mainz 0,7 1:600 54 1:78
Wittlich- ) .
Wengerohr 0,4 1:625 2,6 1:96

Da die Polizeiarzte im Rahmen der Heilflirsorge die Aufgaben eines Hausarztes
wahrnehmen, hat der Rechnungshof als Indiz fiir die Angemessenheit der Perso-
nalausstattung hilfsweise die Referenzwerte der hausarztlichen Versorgung in
Deutschland zum Vergleich herangezogen. Danach entfielen 2011 auf einen Haus-
arzt je nach Region zwischen 1.474 und 2.134 Einwohner®. Damit lag die Ver-
sorgungsdichte innerhalb der Heilfirsorge Uber dem Niveau der kassendarztlichen
Versorgung in Deutschland.

Das Ministerium des Innern, flr Sport und Infrastruktur hat mitgeteilt, der Personal-
bedarf des Arztlichen Dienstes sei seit der Reform der Bereitschaftspolizei 1997
nicht ermittelt worden. Stattdessen sei die Personalstarke im Zuge stetig zuneh-
mender Aufgaben bedarfsorientiert weiterentwickelt worden. Zu beriicksichtigen sei
auRBerdem eine steigende Einsatzbelastung. Zur Erfassung von Versorgungsdaten
und Kennzahlen werde der Arztliche Dienst Anfang Januar 2014 Kriterien definie-
ren. Ziel werde es auch sein, die Bandbreite der Dienstleistungen zu erfassen und
den erforderlichen Aufwand zu dokumentieren. Damit werde kinftig ein Kenn-
zahlenvergleich zwischen den Standorten des Arztlichen Dienstes mdglich. Ein

Stand: 1. Juni 2013.

Eingesetzte Vertragséarzte wurden nicht in die Berechnung einbezogen.

o b

Vollzeitkrafte.

Kassenarztliche Bundesvereinigung, Grunddaten zur vertragsarztlichen Versorgung in Deutsch-
land 2011, S. 26; Berlin 2013.
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Kennzahlenvergleich mit Sanitatseinrichtungen anderer Lander werde gepruft und
bejahendenfalls durchgefiihrt.

Des Weiteren hat das Ministerium erklart, bei der Priifung des Rechnungshofs her-
angezogene Daten aus den Arbeitsplatzbeschreibungen seien nach Einschéatzung
der Bereitschaftspolizei fur die Personalbemessung und die Berechnung der Per-
sonalkosten nicht ausreichend belastbar. Die angesetzten Aufgabenanteile von
den Mitarbeitern des Arztlichen Dienstes seien vielfach nur zu schitzen gewesen.
AuBRerdem sei mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass es bei
der Zuordnung der Téatigkeitsbereiche zu Missverstandnissen und Doppelbenen-
nungen gekommen sei. Dies kénne zu einer Uberbewertung der Arbeitsanteile fiir
die Freie Heilfirsorge gefiihrt haben. Uberdies hatten die Téatigkeiten der Zentralen
Abrechnungsstelle fur die Heilfirsorge auf alle Standorte des Arztlichen Dienstes
umgelegt werden mussen.

Hierzu wird bemerkt, dass der Rechnungshof zur Vorbereitung der Erhebungen an
allen Standorten Gesprache mit den Mitarbeitern des Arztlichen Dienstes gefiihrt
hat und dabei insbesondere auch auf Fragen zu den Arbeitsplatzbeschreibungen
eingegangen ist. Missverstandnisse oder Doppelbenennungen durften danach
eher nicht mehr zu erwarten sein. Auch eine Plausibilitatsprifung oder die verglei-
chende Betrachtung von Stellen und Dienstposten mit einem &ahnlichen Aufga-
benzuschnitt ergaben keine Anhaltspunkte fiir derartige Fehlerquellen. Zudem wur-
den samtliche Arbeitsplatzbeschreibungen von den jeweils zusténdigen Vorgesetz-
ten mitgezeichnet. Im Ubrigen héatte eine Umlage der Stellenanteile fiir Quer-
schnittsaufgaben fur das Sanitatspersonal zwar eine Erh6hung der Betreuungs-
quote in Mainz auf 1:111 zur Folge, gleichzeitig wirden an den anderen Stand-
orten die Betreuungsquoten aber auf bis zu 1:62 zurlickgehen.

Nach wie vor Polizeibeamte im Sanitatsdienst eingesetzt

Den im Arztlichen Dienst eingesetzten fiinf Arzten standen unter anderem 28 Poli-
zeibeamte als medizinische Hilfskrafte zur Verfigung. Die dazu erforderliche Zu-
satzausbildung verursachte Personalkosten von jeweils 64.000 €7. Hinzu kommt,
dass fur Polizeibeamte hohere Ausgaben entstehen als fur Tarifbeschaftigte. Be-
sondere Griinde, die einen so hohen Anteil von Polizeibeamten rechtfertigen kénn-
ten, waren nicht ersichtlich.

Der Rechnungshof hatte bereits 1994 darauf hingewiesen, dass es wirtschaftlicher
ist, im Sanitatsdienst Fachkrafte einzusetzen, die bereits einschlagig ausgebildet
sind, z. B. als Arzthelfer/-innen oder Krankenpfleger/-innen. Daraufhin hatte die
Landesregierung im Rahmen des Entlastungsverfahrens fir das Haushalts-
jahr 1994 zugesagt, frei werdende Stellen flr Sanitatsbeamte mit entsprechend
ausgebildeten Fachkraften zu besetzen, soweit die polizeiliche Aufgabenerfiillung
diese Verfahrensweise zulasse®.

7 Personalkostenverrechnungssatze RLP der Oberfinanzdirektion Koblenz fur 2012; Bes.-Gr. A9

(abzuglich Beihilfewert).

Jahresbericht 1994, Nr. 6 - Polizeiarztlicher Dienst und Heilfirsorgekosten der Bereitschaftspolizei -
(Drucksache 12/6600), Stellungnahme der Landesregierung zum Jahresbericht 1994 des Rech-
nungshofs (Drucksache 12/7160 S. 1), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses (Drucksache 12/8172 S. 4), Schlussbericht der Landesregierung im Entlastungs-
verfahren fir das Haushaltsjahr 1993 (Drucksache 13/155 S. 1), Beschlussempfehlung und Bericht
des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/802 S. 17), Schlussbericht der Landesre-
gierung im Entlastungsverfahren fur das Haushaltsjahr 1994 (Drucksache 13/1433 S. 5), Beschluss-
empfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/2090 S. 18),
Schlussbericht der Landesregierung im Entlastungsverfahren fir das Haushaltsjahr 1995 (Druck-
sache 13/2910 S. 11), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses
(Drucksache 13/3550 S. 16), Schlussbericht der Landesregierung im Entlastungsverfahren fiir das
Haushaltsjahr 1996 (Drucksache 13/4040 S. 6).
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Das Ministerium hat mitgeteilt, Tarifoeschaftigte mit einer Fachausbildung in Ge-
sundheitsberufen hatten vor dem Hintergrund der Budgetsituation der Bereit-
schaftspolizei bisher nicht eingestellt werden kénnen. Vorbehaltlich des Ergebnis-
ses der politischen Meinungsbildung wirden drei Stellen fir Tarifbeschaftigte ge-
schaffen, die bereits vor der Priifung beantragt worden seien. Weiter werde zu un-
tersuchen sein, ob die infolge der Prifung des Rechnungshofs 1994 ausgebrach-
ten kw-Vermerke® an Stellen fiir Tarifbeschéftigte entfallen kénnten. Diese Stellen
seien im Zusammenhang mit der Offnung des Polizeivollzugsdienstes fiir Frauen
erforderlich geworden. Nach der Ausbildung von Sanitatsbeamtinnen seien die
Stellen mit kw-Vermerken versehen worden.

Ferner hat das Ministerium mitgeteilt, der bei der Prifung zugrunde gelegte und in
Vollzeitkraften bemessene Personaleinsatz im Arztlichen Dienst beruhe auf einer
Stichtagsbetrachtung. Da auch Personal eingerechnet sei, das nur voriibergehend
im Arztlichen Dienst verwendet worden sei, erfolge prognostisch eine Personal-
und damit Kostenreduzierung. Der Arztliche Dienst greife derzeit bereits auf Poli-
zeibeamte zuriick, die vor ihrer Zugehdrigkeit zur Polizei eine medizinische Ausbil-
dung abgeschlossen hatten. Zur weiteren Kostensenkung bei der Aus- und Fortbil-
dung des Sanitatspersonals bei externen Organisationen lagen bereits Konzepte
vor. Zur Optimierung der Ausbildung werde seit geraumer Zeit eine Kooperation
mit der Bundeswehr untersucht. Ob und in welchem Umfang bei Einsatzen auf Sa-
nitdtsbeamte mit polizeilicher Qualifikation verzichtet werden kénne, werde gepruft.

Arbeitsprozesse nicht hinreichend IT-unterstitzt

Der Arztliche Dienst verfiigte nicht liber eine zusammenhéangende IT-gestiitzte
Steuerung der Geschaftsprozesse, mit der er Arbeitsablaufe sowie Verwaltungs-
und Dokumentationstatigkeiten hatte verknipfen kénnen. Insbesondere fehlten IT-
Anwendungen zur Patientenverwaltung und zur Materialbewirtschaftung. Infolge-
dessen mussten beispielsweise Befunde und Labordaten manuell erfasst sowie
Rezepte und Uberweisungen handschriftlich ausgestellt werden. Diese Verwal-
tungs- und Dokumentationstéatigkeiten gestalteten sich zeitintensiv. Dadurch war
ein effizienter Personaleinsatz nicht gewahrleistet.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es sei bereits damit begonnen worden, die Einfuh-
rung eines Patientenverwaltungsprogramms vorzubereiten. Auch fur die Material-
verwaltung und die Geschaftsfihrung sei eine IT-gestlitzte Datenverwaltung beab-
sichtigt. Ein Ausgabencontrolling sei bereits Anfang 2013 etabliert worden.

Heilfursorge deutlich teurer als Beihilfe

Das Durchschnittsalter der Heilfiirsorgeberechtigten lag mit 36 Jahren etwa acht
Lebensjahre unter dem der Beihilfeempféanger im Polizeibereich. Trotz des damit
einhergehenden geringeren Krankheitsrisikos'® lagen die Aufwendungen des Lan-
des 2012 mit 2.500 € je Heilfiirsorgeberechtigten'* um durchschnittlich fast 33 %
Uber den Kosten von 1.900 € je Beihilfeempfanger. Bei der Bewertung ist zu
bertcksichtigen, dass die durchschnittlichen Kosten durch den altersbedingten
Anstieg der Ausgaben auf bis zu mehr als 2.400 € je Beihilfeempfanger in der

Kunftig wegfallende Stellen.

10 pas statistische Bundesamt hat die Kosten im Gesundheitswesen analysiert und eine altersabhan-

gige Entwicklung der Krankheitskosten festgestellt. Wahrend die Pro-Kopf-Krankheitskosten der
Altersgruppe bis zu 44 Jahren im Jahr 2008 bei 1.700 € lagen, waren sie in der Altersgruppe von 45
bis 64 Jahren mit 3.010 € um rund 77 % hoher. Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik,
Juli 2011, S. 665 f.

1 Ausgaben bei Einzelplan 03 Ministerium des Innern, fur Sport und Infrastruktur, Kapitel 03 11 Be-

reitschaftspolizei Rheinland-Pfalz, Titel 443 04 Heilflirsorge - zuziglich Ausgaben fir Polizeiver-
tragséarzte, Personalkostenanteile der Heilfirsorge, ergénzende Beihilfeleistungen an Heilfirsorge-
berechtigte, Abrechnungskosten der Beihilfe. Abgezogen wurden Ausgaben fiir Impfstoffe und
Dienstunfallfirsorgeleistungen.
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Altersgruppe der 56- bis 60-Jahrigen erhoht sind'2. AuRerdem sind bei dem Ver-
gleich die Einnahmen aus der von Beihilfeberechtigten erhobenen Kostendamp-
fungspauschale noch nicht berticksichtigt. Im Vergleich zur Beihilfe verursachte die
unentgeltliche Heilfirsorge 2012 damit Mehrkosten von mindestens 832.000 €.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Prufungsfeststellungen bedurften einer einge-
henden Bewertung und eines weitergehenden Abstimmungsprozesses innerhalb
der Landesregierung. Dieser Meinungsbildungsprozess solle vor Abgabe der ab-
schlieRenden Stellungnahme abgewartet werden.

Unentgeltliche Heilfiirsorge noch sachgerecht?

Mit der unentgeltlichen Heilfirsorge fur Polizeibeamte der Bereitschaftspolizei soll-
te urspriinglich die medizinische Versorgung der einst kasernierten Beamten ge-
wahrleistet werden. Zwischenzeitlich haben sich die Rahmenbedingungen und die
Aufgabenstellung der Bereitschaftspolizei geandert*2,

Im Vergleich zu Rheinland-Pfalz haben andere Lander Zuzahlungen, Eigenanteile
oder Einschrankungen im Leistungskatalog der Heilfiirsorge eingefuhrt. So beteili-
gen Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein ihre heilfir-
sorgeberechtigten Polizeibeamten mit 1,4 % bzw. 1,6 % des Grundgehalts. Das
Saarland hat die Heilfirsorge vollstandig durch ein Beihilfesystem ersetzt. Nur
Baden-Wurttemberg und Nordrhein-Westfalen gewahren allen Polizeibeamten un-
eingeschréankte Heilfirsorge ohne Zuzahlung bzw. Eigenbeteiligung.

Im Hinblick auf die gednderten Rahmenbedingungen, die hohen Kosten und die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wonach bereits Uber die Unfall-
fursorge dem erhodhten Dienstunfallrisiko von Polizeibeamten in vollem Umfang
Rechnung getragen werde'#, sollte nach Auffassung des Rechnungshofs die Még-
lichkeit einer Uberfiihrung der Heilfiirsorgeberechtigten in die Beihilfe gepruft wer-
den. Hierzu kénnte den derzeit Heilfirsorgeberechtigten ein individuelles W ahl-
recht zwischen Heilfirsorge und Beihilfe eingerdumt werden. Polizeibeamte, die ab
einem zu bestimmenden Stichtag zur Bereitschaftspolizei versetzt werden, waren
ausschlief3lich beihilfeberechtigt. Zumindest sollte - unter der Pramisse einer be-
darfsgerecht anzupassenden Personalausstattung des Arztlichen Dienstes und
einer zu optimierenden Unterstltzung und Steuerung der Arbeitsablaufe - die Ein-
fihrung einer am Gehalt bemessenen Kostenbeteiligung der Heilfirsorgeberech-
tigten erwogen werden.

Rechtliche Grunde stehen einer Umstellung nicht entgegen. Heilfirsorge ist eben-
so wie das Beihilfesystem nicht Bestandteil der verfassungsrechtlich geschuldeten
Alimentation des Beamten. Ebenso wie das System der Beihilfe kann auch das der
freien Heilfirsorge jederzeit gedndert werden, ohne dass die hergebrachten
Grundsétze des Berufsbeamtentums?® beriihrt werden. Gleichzeitig kénnte dem
Hinweis des Bundesverwaltungsgerichts auf eine "gewisse Uberalimentation” der
Empfanger unentgeltlicher Heilfiirsorge durch eine Umstellung Rechnung getragen

2 Fur Heilfursorgeberechtigte war eine Zuordnung der Aufwendungen nach Altersgruppen mangels

entsprechender Daten nicht mdglich.

13 Bereits 1997 sollte mit dem Entwurf eines Landeshaushaltsbegleitgesetzes 1997 (Drucksa-

che 13/1720) die freie Heilfursorge durch den Anspruch auf Beihilfeleistungen ersetzt werden. In
der parlamentarischen Beratung wurde das Vorhaben aber abgelehnt, weil zunéchst noch einge-
hender untersucht werden sollte, wie sich die geplante Anderung auf das Stammpersonal und auf
die Bereitschaftspolizei auswirkt (Plenarprotokoll 13/35, S. 2839).

BVerwG, Urteil vom 27. November 2003, Az.: 2 C 37.02.

Artikel 33 Absatz 5 Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBI. III -
Gliederungsnummer 100-1), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 11. Juli 2012 (BGBI. | S. 1478).

14

15
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werden. Denn Heilfiirsorgeberechtigte miissten - so das Gericht - fir ihre Person
keine private Krankenvorsorge treffen, obwohl ihre Dienstbeziige hierauf zuge-
schnitten seien?®.

Das Ministerium hat hierzu noch eine Stellungnahme angekiindigt'’.

Folgerungen

Zu den nachstehenden Forderungen wurden die gebotenen Folgerungen bereits
zugesagt oder eingeleitet:

Der Rechnungshof hatte gefordert,

a) die Beschrankung des Einsatzes von Polizeibeamten im Arztlichen Dienst auf
eine Mindestbesetzung zu prifen,

b) die Geschéaftsprozesse durch leistungsfahige und anwenderfreundliche IT-
Fachanwendungen zu optimieren.

Folgende Forderungen sind nicht erledigt:
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Personalausstattung des Arztlichen Dienstes auf eine geeignete Bedarfs-
ermittlung zu stitzen,

b) eine Uberfilhrung der Heilfiirsorgeberechtigten in die Beihilfe oder im Falle
eines Fortbestands der Heilfursorge eine Kostenbeteiligung der Berechtigten
Zu erwagen,

c) Uber die Ergebnisse der eingeleiteten MaBhahmen zu Nr. 3.1 zu berichten.

16 BverwGE 89, 207, 209.

o Vgl. Ausfiihrungen zu Teilziffer 2.4 dieses Beitrags.



	Nr. 12 Unentgeltliche Heilfürsorge für Polizeibeamte der Bereitschaftspolizei - hohe Mehrkosten gegenüber Beihilfesystem er-fordern Reform der Heilfürsorge -
	1 Allgemeines
	2 Wesentliche Prüfungsergebnisse
	2.1 Fehlende Personalbedarfsbemessung für den Ärztlichen Dienst
	2.2 Nach wie vor Polizeibeamte im Sanitätsdienst eingesetzt
	2.3 Arbeitsprozesse nicht hinreichend IT-unterstützt
	2.4 Heilfürsorge deutlich teurer als Beihilfe
	2.5 Unentgeltliche Heilfürsorge noch sachgerecht?

	3 Folgerungen


